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BEITRAGS- UND GEBÜHRENSATZUNG

zur Entwässerungssatzung der l,larktgemeinde Ippesheim
( BGS/EhIS )

Von 29.05.1990

Auf Grund der Art. 5, B und 9 des Kommunal-abgabengesetzes er-
1äßt die Marktgemeinde Ippesheim folgende Beitrags- und Gebühren-
satzunq zut Entulässerungssatzung:

§r
.. Beitragserhebung

Die Gemeinde erhebL zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstel-
lung der Entwässerungseinrichtung für das gesamte Gemeindegebiet\- einen Be itrag .

§2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genuLzLe
oder gewerblich nutzbare sou'lie für sol-che Grundstücke und befe-
tigte F1ächen erhoben, auf denen Abwasser anfä11t, wenn

1. für sie nach § + Et^lS ein Recht zum Anschluß an die Entwässe-
rungseinrichtung besteht, oder

2. sie an die Entrruässerungseinrichtung Latsächlich angeschfos-'\-' sen sind, oder

r . 3. sie aufgrund einer Sondervereinbarung nach § Z El^15 an die
\r'- Enttruässerungseinrichtung angeschlossen werden.

§l
Entstehen der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschul-d entsteht im FaIle des

1. § 2 Nr. 1, sobal-d das Grundstück an die Entwässerungseinrich-
tung angeschl-ossen werden kann,

2. § 2 Nr. 2) sobal-d das Grundstück an die Entwässerungseinrlch-
tung angeschl-ossen ist,

t. § Z Nr. I mit Abschluß der Sondervereinbarung.
lnlenn der in Satz l genannte ZeiLpunkt vor dem Inkrafttreten die-
sdr Satzung Iiegt, entsteht die Beitragssehul-d erst mit Inkraft-
treten dieser Satzung.
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(2) tnlird eine Veränderung der F1äche, der Bebauung oder der
Nutzung des Grundstücks vorgenommen, die beitragsrechtliche
Ausurirkungen hat, entsteht die Beitragsschul-d m j-t Abschluß
der 14aßnahme.

§+
Beitragsschul,dner

Beitragsschuldner ist, wer im ZeiLpunkt des Entstehens der
Beitragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtiq-
ter ist.

§:

Beitragsmaßstab

(i) Der Beitrag urrird nach der GrundstücksfIäche und der zul-ässigen
\-, GeschoßfIäche berechnet.

(2) Die zulässige Geschoßfläche bestimmt sich, wenn ein rechtsver-\-/ bindlicher Bebauungsplan besteht., nach dessen Festsetzungen.
Ist darin eine Geschoßf1ächenzahl (§ 2O Baunutzungsverordnung)
festgelegt, so errechnet sj-ch die GeschoßfIäche für die Grundstücke
durch Vervielfachung der jeweiligen GrundstücksfIäche mit der
im Bebauungsplan festgesetzten Geschoßf1ächenzahl. Ist i-m Bebauungs-
plan eine Baumassenzah.l- ( § 2l Baunutzunqsverordnung ) f estgesetzt,
so ergibt sich die GeschoßfIäche aus der Vervielfachung der
jeweiligen Grundstücksfläche mit der Baumassenzahl, geteilt
durch 3r5. Ist aufgrund einer Ausnahme oder Befreiunq im Zeitpunkt
des Entstehens der Beitragsschuld eine größere GeschoßfIäche
zugelassen, so ist diese zugrundezulegen. Ist nach den bauordnungs-
rechtlichen Vorschriften im Einzelfall nur eine geringere Geschoß-
fläche zulässig, so ist diese maßgebend.

\-/' (3) Die zulässige GeschoßfIäche ist nach dem Stand der Planungs-
arbeiten zu ermitteln, wenn für das Grundstück zwar die Aufstel-

\J lung eines Bebauungsplans beschlossen, dj-e zul-ässige Geschoßfläche
aber noch nicht festgesetzt ist. Absatz 2 Satz 4 und Satz 5 grlten
entsprechend.

(4) Die zulässige Geschoßftäche ist zu ermitteln nach der für
vergleichbare Baugebiete in der Gemeinde festgesetzten Nutzungs-
ziffer, wenn

a) in einem aufgestellten Bebauungsplan das zulässige Maß der
Nutzung nieht festgesetzt ist, oder

b) sich aus einem in Aufstellung begriffenen Bebauungsplan die
zu1ässige Geschoßfläche nicht hinreichend si-eher entnehmen
1äßt, oder

c) in einem in Aufstellung begriffenen Bebauungsplan das zulässige
Maß der Nutzung nicht festgesetzt werden sol-I, oder

d)' ein Bebauungsplan weder in Aufstellung begriffen noch vor-
handen i-st.
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( 5 ) FehIt es an vergl-e j.chbaren Baugebieten, ergibt sich die
zul-ässige Geschoßf1äche aus der durchschnittl-ichen Geschoß-
fIächenzahl, die nach § l+ BauGB i. V. m. § fZ und § 20 BauNV0
aus der in der Umgebung vorhandenen Bebauung ermj-tteIt wird.

(5) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne
Bebauung zulässig ist, wird als zulässige Geschoßf1äche ein
Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht; das gleiche
qilt, wenn auf einem Grundstück die zul-ässige Bebauung im Verhä1t-
nis zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat.

(7) Bei Grundstücken im Außenbereich qilt aIs zulässige Geschoß-
f 1äche die Geschoßf 1äche der genehmigten Bebauung. [nIe ist das
Grundstück keine genehmigte Bebauung auf oder überschreitet
die vorhandene Bebauung die genehmigte Bebauung, ist die Geschoß-
f1äche der vorhandenen Bebauung maßgeblich. Die Geschoßf1äche
ist nach den Außenmaßen der Gebäude in al-1en Geschossen zu
ermitteln. Kellergeschosse sind nur mitzurechnen, wenn sie
Vollgeschosse im 5j-nne des Baurechts sind. Dachgeschosse werden

\-, nur herangezogen, soweit sie Vollgeschosse im Sinne des Baurechts
sind oder Räume enthal-ten, die auf die zulässige Geschoßfläche
anzurechnen sind (§ 20 BauNV0). Gebäude oder selbständj-ge Gebäu-v deteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf näch
Schmutzwasserableitung auslösen, werden nicht herangezogen;
dies qilt nicht für Geschosse, die tatsächlich eine Schmutzwasser-
ableitunq haben. BaIkone, Loggien und Terrassen bleiben außer
Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie heraus-
r agen .

( B ) tnli rd ein Grundst.ück vergrößert und wurden f ür diese F Iächen
noch keine Beiträge geleistet, so entsteht di-e Beitragspflicht
auch hierfür. Gleiches qilt für Außenbereichsgrundstücke (nU-
satz 7), wenn sich die zuIässige Geschoßf1äche im Sinne von
Absatz 7 später vergrößert oder sonstige Veränderungen vorgenom-
men werden, die nach Absatz 7 für die Beitragsbemessung von

\/ BedeuLung sind.

§5

BeitragssaLz
Der Beitrag beträgt

a) pro qm Grundstücksfläche L,-- DM

b) pro qm Geschoßfläche 1,50 DM
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§ 5a

Beitraqsabschlag

Dürfen anschließbare GrundsLücke nach der Entwässerungssatzunq
nur vorgeklärte Abwässer in die Entwässerungseinrichtung einleiten,
so ermäßigen sich die Beitragssätze um die HäIfte.

§z
Fä11igkeit

Der Beitrag wird e.inen Monat nach Zustellung des Beitragsbeschei-
des fä11i-q.

§B

Erstattung der Kosten für Grundstücksanschl-üsse
( 1) Di e Kosten f ür Grundstücksansch.l-üsse sind, soweit diese
nicht nach § I Abs. , Et\,S Bestandteil der Entwässerungseinrichtung
sind, in der jeweils tatsächlich entstandenen Höhe ztJ erstatten.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluß der jeweiJ-igen
Maßnahme. Schul-dner ist, wer im ZeiLpunkt des Entstehens des
Erstattungsanspruchs Eigentümer des GrundsLücks oder Erbbaube-
rechtigter ist. § 7 gilt entsprechend.

§g

Gebührenerhebung

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der fntwässerungseinrich=
tung Einleitungsgebühren.

§ r0

Einleitungsgebühr
(1) Die Einleitungsgebühr rruird nach Maßqabe der nachfolgenden
Absätze nach der Menge der Abwässer berechnet, die der Entwässe-
rungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zuqeführt
werden. Die Gebühr beträgt

2r-- DM pro cbm Abulasser

(2) Al-s Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der lnlasser-
versorgungsanlage zugeführten [,r,lassermengen abzüg]ich der nachweis-
lich auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen
[aJassermengen, soweit der Abzug nicht nach Absatz ] ausgeschlossen
ist. Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen
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hlassermengen obliegt. dem Gebührenpflichtigen. Bei landwi-rtschaft-
lichen Betrieben mit Großviehhaltung gilt für jedes Stück Groß-
vieh eine hlassermenge von 15 cbm/Jahr-als nachgeraliesen. Maßgebend
ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Viehzah]. Mlt
finwilligung des Viehhal-ters kann auf das Ergebnis der letzten
allgemeinen Vj-ehzähIung nach dem Viehzählunqsgesetz zurückge-
griffen vuerden, sofern nicht nachgewiesen wird, daß es von
der im Vorjahr durchschnittlich gehaltenen Viehzahl- abweicht.
Die Viehzählung darf nicht Iänger aIs zwei Jahre vor der jewei-
ligen Abrechnung (§ 15) stattqefunden haben. Di-e lnlassermengen
werden durch lalasserzähl-er ermittelt. Sie sind von der Gemeinde
zu schäLzen, wenn

1. ein lrrlasserzähIer nicht vorhanden j-st, oder
2. der Zutritt zum lalasserzähler oder dessen Abl-esunq nicht

ermöglicht wird, oder

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, daß der [dasser-
zähl-er den wirklichen Verbrauch nicht angibt.

\-r' (3) Vom Abzug nach AbsaLz 2 sind ausgeschl-ossen

. a ) lalassermengen bis zu 5 cbm monatlich, sof ern es si,ch um

llrlasser f ür 1au f end wiederkehrende Verwendungsztruecke handelt,
b) das hauswirtschaftlich genuLzte lalasser,

c ) das zut Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte lrrlasser,

d) das zut Beulässerung von Gartenflächen verwendete lal asser,
sofern nicht gärtneri-sche Nutzung zu Erwerbszwecken betrie-
ben wird und die Gartenfläche größer als 800 qm ist.

(4) Bei Anwesen mit ViehhaJ-tung beträgt die jährliche Mindest-
einleitungsmenge 40 cbm pro Person.

§ rr
\*/ Entstehen der Gebührenschuld

\J ?i. .linleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser
in d j.e Entwässerungsanlage.

§ 12

Gebührenschuldner
Gebührenschuldner ist, wer j-m ZeiLpunkt des Entstehens der
Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur
Nutzunq des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuld-
ner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen
Betriebs. Mehrere Gebührenschuldner si-nd Gesamtschufdner.

§ 1l
' Abrechnung, Fätligkeit, Vorauszahlung

(I) Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Die Einleitungs-
gebühr wird einen Monat nach Zustellung des Gebührenbeschei-
des fä1Iig.
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(2) Au f die Gebührenschuld sind zum 15 .0?. , 15. 05. und 15. 08.
jeden Jahres Vorauszahlunqen in Höhe eines Viertels der Jahres-
abrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vor-
jahresabreehnung, so setzt die Gemeinde die Höhe der Voraus-
zahlung unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest.
Zum 15.11. eines jeden Jahres erfolgt die Jahresabrechnung
unter Berücksichtigung der bis zu diesem Zeitpunkt geleisteten
Vorauszahlungen.

§ r+

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner

Diä Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der
Gemeinde für die Höhe der Schuld maßgebliche Veränderungen
unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen
- auf V;rlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlägen
Auskunft zu erteilen.

§ rs

Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt eine hloche naeh ihrer Bekanntmachung
in Kraft.
(?) Gleiehzeitig tritt die Satzung vom 24.A4. 1985 außer Kraft.

Ippesheim, 29 'O6'199O
Marktgemeinde Ippeshe.im

Li]1i
1. Bürge meister

Niedergelegt: 09.07.1990



Bekanntmachunqs vermerk

EB wlrd hiermit bestätigt, daB &i"e umseitige Bekanntmachung
in der Eeit von 09.07.1990 bis 27.A7.1990 in der Geschäftsetelle
d,er Verwaltungsgemeinschaft Uffenheim (Rathaus, Zimmer A/9)
während der allgemeinen Dienststunden zur Einetcht auflag.

Hierauf wurd.e mit Bekanntmachung vom 29.06. 1990 hingewlesen,
die in der Zeit vom 09.07.1990 bis 27.A7,1990 an d.en Amtstafeln
aller Ortsteile der Gemeinde Ippeeheim angeheftet war.

Ippesheim, 01.08. 1990
Markt Ippesheim
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